Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7f2,Q2,7 


06. 12. 74 


Fragen 

für die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutschen Bundestages 


am Mittwoch, dem 11. Dezember 1974 
am Donnerstag, dem 12. Dezember 1974 


Seite 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 17 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 18, 19 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 12, 20*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 13, 20*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 2, 21 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 3, 21 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 5, 22 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 15, 22 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 16, 23 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 6, 23 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen . 7, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie . 2, 25 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft . 2, 26 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 11 


*) Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Buchdruckerei Peter Meier, 5205 St. Augustin 1 - Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, GoethestraBe 56, Tel. (02221) 363551 



Drucksache 7/2927 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


l. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bunderegierung die Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsrechnung (Drucksache 7/2709), wo- 
nach im Einzelplan 30 die Überwachung der 
Zuwendungen des Bundesministers für For- 
schung und Technologie nur unzureichend 
überwacht würden, da die Verwendungsnach- 
weise häufig nicht rechtzeitig vorlägen, und 
welche Maßnahmen hat sie ergriffen, in Zu- 
kunft eine fristgerechte Bearbeitung und damit 
eine hinreichende Kontrolle der Forschungs- 
förderungsgelder zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft 
Dr. Gölter nicht mehr davon auszugehen, daß das Lehr- 

(CDU/CSU) angebot in den letzten 15 Jahren etwa um die 

Hälfte zurückgegangen sei? 


3. Abgeordneter 

Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die insbesondere gegenüber der Ar- 
beitsverwaltung gemachten Angaben über die 
Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbil- 
dungsplätze angesichts der geringen Zahl der 
Bewerber übersetzt waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


4. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Wo liegt für die Bundesregierung aus heutiger 
Sicht die „äußerste Grenze der möglichen 
Neuverschuldung" der öffentlichen Hände im 
kommenden Jahr, von der der Bundesfinanz- 
minister in seiner Pressekonferenz am 14. No- 
vember 1974 gesprochen hat? 


5. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Sind seitens der Deutschen Bundesbank gegen 
eine Neuverschuldung der öffentlichen Hände 
in dem sich nach der neuesten Schätzung der 
Steuereinnahmen des Bundes ergebenden Um- 
fang für das Jahr 1975 oder für die Folgejahre 
keine Bedenken (mündlich oder schriftlich) er- 
hoben worden? 
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6. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Thürk 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung der Jewish Claims Conference 
Zusagen hinsichtlich einer weiteren Wieder- 
gutmachungsleistung von 600 Millionen DM 
gemacht hat? 

Ist die Vereinbarung der Bundesregierung mit 
der Jewish Claims Conference gegebenenfalls 
mit dem Zentralrat der Juden in Deutschland 
abgesprochen worden? 

Ist die Bundesregierung bereit, über die mit 
Schreiben des Bundesministers der Finanzen 
vom 26. Juni 1970 (Az. IV A/3 — S. 7168-3/70) 
anerkannte Umsatzsteuerfreiheit für die Ver- 
mietung von Campingstellplätzen an Dauer- 
mieter hinaus entsprechend dem Urteil des 
Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts vom 
4. Dezember 1973 (III 29/73; Sammlung der 
Entscheidungen der Finanzgerichte 1974 Nr. 
247, Heft 5, Seite 238) die Befreiung von der 
Umsatzsteuer auch für den Bereich der Kurz- 
camper zu akzeptieren und dies den obersten 
Finanzbehörden der Länder mitzuteilen? 

Ist die Bundesregierung bereit zu überprüfen, 
ob der geringen Anzahl von Bauherrn, deren 
Baugenehmigung in der Zeit vom 9. Mai 1973 
bis 31. Dezember 1973 erteilt wurde, jedoch 
mit dem Bau erst im Frühjahr 1974 begonnen 
haben, nicht doch noch die Abschreibung nach 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes gewährt 
werden kann? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, im Rahmen der bevorstehenden kon- 
junkturpolitischen Beschlüsse' einen Verlust- 
rücktrag, begrenzt auf ein Jahr und einen Ver- 
lust von fünf Millionen DM mit der Maßgabe 
einzuführen, daß im Falle der Inanspruchnah- 
me des Verlustrücktrags sich die Möglichkeiten 
zum Vortrag von bisher fünf auf vier Jahre 
vermindern? 

Welche Einnahmeausfälle (Einnahmeverschie- 
bungen) ergeben sich aus der Verwirklichung 
eines solchen Vorschlags, und welche Ein- 
nahmeausfälle ergeben sich bei Ausdehnung 
des Verlustrücktrags nach vorstehenden Maß- 
gaben auf zwei Jahre (bei Verminderung des 
Vortrags in diesem Fall auf drei Jahre)? 


Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für Wirtschaft 


12. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in ihren offizi- 
ellen Konjunkturberichten auch Aussagen über 
den anhaltenden Beschäftigungsrückgang im 
Bauhauptgewerbe, die Liquiditätslage der Be- 
triebe, die Investitionsneigung sowie über die 
Zahl von Insolvenzfällen zu machen? 
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13. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
von Bockeiberg 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
von Bockelberg 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, in welcher Höhe Schubladenentwürfe 
für Struktur sch wache Gebiete und für Ballungs- 
räume vorliegen, und um welche Bauprojekte 
es sich hierbei jeweils handelt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob bisher 
von der Bestimmung des § 9 Abs. 6 Satz 1 der 
Wirtschaftsprüferordnung Gebrauch gemacht 
wurde, wenn ja, in wieviel Fällen? 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Handhabung dieser Vorschrift durch die zu- 
ständigen Organe dem Willen des Gesetzge- 
bers entspricht, oder welches sind die Gründe, 
daß nicht im Wege der Dienstaufsicht einge- 
schritten worden ist? 


Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
ausschließlich Vertreter der Schwer- und Groß- 
industrie zu internationalen Verhandlungen 
zuzuziehen und dabei den ganzen Bereich der 
mittelständischen Wirtschaft und deren Ver- 
treter bzw. die Arbeitnehmer und ihre Ver- 
treter auszuschalten? 


Glaubt die Bundesregierung, daß ausschließlich 
ihr Umgang mit Vertretern deutscher Konzerne 
geeignet ist, sich ein Bild über die wahre Lage 
der wirtschaftlichen Situation in Unternehmun- 
gen zu machen? 


Welche Kosten entstehen zu Lasten der Bun- 
desrepublik Deutschland jährlich durch die Ge- 
währung des Swings im Interzonenhandel? 


Treffen Pressemeldungen zu, daß Mitarbeiter 
eines Unternehmens in Norddeutschland in 
Verdacht stehen, bei der Beseitigung von Alt- 
Öl einerseits durch Umgehung von Vorschrif- 
ten über die Altölbeseitigung betrügerisch ma- 
nipuliert und andererseits gefährliche Stoffe 
in Küstengewässer versenkt sowie die Bundes- 
anstalt für gewerbliche Wirtschaft mit einem 
Betrag in Millionen Höhe betrogen zu haben? 


Welche sonstigen Verdachtsfälle oder nachge- 
wiesenen Fälle von gewinnsüchtigen Verstö- 
ßen gegen das Altölbeseitigungsrecht sind der 
Bundesregierung bekannt, und wann werden 
sie daraus welche Folgerungen durch gesetz- 
geberische und administrative Maßnahmen 
ziehen? 
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21, Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welches Konzept hat die Bundesregierung, um 
der Aufforderung des Bundesrechnungshofes 
nachzukommen, der in seinem Prüfungsbericht 
vom September 1973 feststellte, daß der ange- 
strebte Ausbauzustand der physikalisch-tech- 
nischen Bundesanstalt (PTB) nicht als Endaus- 
bau aufgefaßt werden könne, da die Größe der 
PTB dem Fortschritt in den verknüpften BereiT- 
chen von Wirtschaft, Technik und Wissenschaft 
angemessen werdeii müsse, der keine Sätti- 
gungserscheinungen zeige, und es vordringlich 
für die Effizienz der PTB bis zum Jahr 1979 
sei, einen notwendigen Nachholbedarf von 
159 neuen Stellen zu bewilligen? 


22. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche Konzeption hat die Bundesregierung, 
um die dringlichsten Personalanforderungen 
zu bewilligen und die notwendigen Bauvor- 
haben durchzuführen, damit die PTB ihren 
gesetzlichen Auftrag erfüllen kann, da der 
Bundesrechnungshof einen großen Nachholbe- 
darf an Gebäuden und Personal bei der PTB 
festgestellt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung sich bemüht, die jähr- 
lich stattfindende „Grüne Woche" in Berlin 
wieder zu einem internaticmalen Treffpunkt 
der Landwirtschaft aus Ost und West werden 
zu lassen und, wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


24. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, wie die 
Gallus Abgabepreise für Landwirte bei Dieselkraft- 

(FDP) Stoff frei Abgabestelle sind? 


25. Abgeordneter Wie groß ist die Preismarge zwischen den 
Gallus höchsten und niedrigsten Preisen? 

(FDP) 


26. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei den anstehen- 
den Agrarpreisverhandlungen in Brüssel die 
unerschiedlichen Inflationsraten der neun Län- 
der der EG in den Vordergnmd ihrer Über- 
legungen stellen, oder wird die Bundesregie- 
rung dem Kaufwert der Agrarprodukte für 
landwirtschaftliche Betriebsmittel den Vorrang 
geben? 


27. Abgeordneter Wie hoch bewertet die Bundesregierung die 
Eigen Agrarstatistik der EG, und wie begründet die 

(CDU/CSU) Bundesregierung ihre Bewertung? 
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28. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die von Regie- 
rungssprecher Grünewald nach der Kabinett- 
sitzung am 4. Dezember 1974 abgegebene Er- 
klärung „unterschiedliche Preisanhebungen für 
Agrarprodukte abzulehnen", so ernst zu neh- 
men, daß sie diese Aussage zur unabding- 
baren Forderung für die EG-Agrarpreisver- 
handlungen für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 
erhebt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


29. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordnete 
Frau 
Stommel 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordnete 

Frau 

Stommel 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen zum 
Schutz von Krankenhaus- und anderen Patien- 
ten gegen die Behandlung durch ausländische 
Ärzte, die unseren Ausbildungs- und Prüfungs- 
anforderungen nicht entsprechen und, wenn 
ja, welche? 

Ist die Bundesregierung auch heute noäi der 
gleichen Auffassung, die sie in der Antwort 
meiner Frage 52 vom 12. November 1971 ver- 
treten hat, „daß die Abschaffung von Raucher- 
zimmern an den Schulen von den Jugendlichen 
mit Sicherheit als repressive Maßnahme ange- 
sehen werde und damit einen Bumerang- 
Effekt habe", nach dem Wissenschaftler und 
Arzte wiederholt die Abschaffung der Raucher- 
Zimmer an Schulen gefordert haben? 

Ist die Bundesregierung jetzt bereit, nach den 
heute vorliegenden wissenschaftlichen Unter- 
. lagen und Aussagen bei den Ländern dafür 
einzutreten, daß diese bestehenden Raucher- 
zimmer an den Schulen wieder abgeschafft 
werden? 

Gibt es Bestrebungen der Bundesregierung, 
das Transport- und Rettungssystem für Herz- 
infarktpatienten einheitlich auf Bundesebene 
zu verbessern, nachdeni nach ärztlichen An- 
gaben Zweidrittel (von jährlich rund V 2 Mil- 
lion) Herzinfarkfkranken in der Bundesrepu- 
blik Deutschland stirbt, bevor diese Patienten 
in einem Krankenhaus behandelt werden kön- 
nen? 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß durch den Wegfall der in der Regel von 
den Vätern geltend gemachten steuerlichen 
Kinderfreibeträge und die Einführung des in 
der Regel den Müttern zustehenden Kinder- 
gelds die geschiedenen und nichtehelichen Vä- 
ter durch die Steuerreform schlechter als vor- 
her gestellt worden sind? 
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34. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


In wieviel Fällen wurden in den Jahren 1973 
und 1974 Indizierungsanträge nach dem Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften für den „Krieg verherrlichende Schrif- 
ten" gestellt, und in wieviel Fällen wurde dem 
Antrag entsprochen? 


35. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Geht die Bundesregierung davon aus, daß die 
Zahl der Indizierungen in diesen Fällen dem 
Angebot der Schriften entspricht, die vermut- 
lich diesem Tatbestandsmerkmal Rechnung 
tragen? 


36. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Mitarbeiter des Westdeut- 
schen Rundfunks nach dem 1. Januar 1975 
neben dem Kindergeld nach dem Bundeskin- 
dergeldgesetz kumulativ noch den bisherigen 
Kinderzusdilag weitererhalten, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung zutreffendenfalls 
diesen Vorgang, und ist damit zu rechnen, 
daß, sofern vorstehende Frage bejaht wird, 
die Bundesregierung bei den beiden bundes- 
eigenen Sendeanstalten ebenso verfahren 
wird? 


37. Abgeordnete Wie nimmt die Bundesregierung zu dem von 
Frau Schleicher den Vertretern der Naturheilkunde unter den 
(CDU/CSU) Ärzten in Anspruch genommenen Recht Stel- 

lung, biotherapeutische Arzneien individuell 
für den jeweiligen Patienten selbst herzustel- 
len und anzuwenden, und wird die Bundes- 
regierung im Gesetzgebungsverfahren sich da- 
rum bemühen, daß Wortlaut und Inhalt des 
zukünftigen Arzneimittelgesetzes dies sicher- 
stellen? 


38. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Arbeit und 
Konzeption des „Deutschen Institutes für rei- 
nes Bier", das im Oktober unter Mitwirkung 
von Parlamentariern aller Fraktionen gegrün- 
det wurde, und ist daran gedacht, diesem In- 
stitut Bundeszuschüsse, wenn ja, durch wen 
und in welcher Höhe, zukommen zu lassen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


39. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Gibt es eine allgemeine Erfahrung, daß aus- 
ländische Lastkraftwagenfahrer häufiger Un- 
fälle verursachen als die deutschen Fahrer, und 
welche geeigneten Schritte gedenkt die Bun- 
desregierung gegebenenfalls zu unternehmen, 
um diesen gefährlichen Zustand zu ändern? 
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40. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


41. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


42. Abgeordneter 
Ablers 


(SPD) 


43. Abgeordneter 
Ablers 
(SPD) 


44. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Schröder 

(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Schröder 

(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den im No- 
vember 1970 an die Organisation EUROCON- 
TROL gegebenen Auftrag zum Bau und Betrieb 
der Flugsicherungszentrale Karlsruhe zu än- 
dern? 

Sind Pressemeldungen über irrtümlich falsches 
Einfahren in Bundesautobahnen wegen unbe- 
friedigender Kennzeichnung zutreffend, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls zur Verbesserung der Situation zu tun? 


Ist die Bundesregierung in Anbetracht des 
großen öffentlichen Interesses an der Linien- 
führung der geplanten Autobahn A 80 von der 
belgischen Grenze bis in das Rhein-Main-Ge- 
biet bereit, das von Professor Mäcke verfaßte 
Gutachten über die Linienführung einschließ- 
lich des Teils, der sich mit der Möglichkeit 
einer Südtrasse im Raum Idar-Oberstein/Bad 
Kreuznach befaßt und welches ihr vor einiger 
Zeit von der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
samt einer Stellungnahme zugeleitet wurde, 
endlich einschließlich dieser Stellungnahme zu 
veröffentlichen, damit die zahlreichen Bürger- 
initiativen sich ernsthaft mit dieser Linienfüh- 
rung befassen können? 

Wann ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung frühestens mit dem Beginn der Bauarbei- 
ten an dieser Autobahn im Bereich südost- 
wärts der Mosel zu rechnen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die von der Deutschen Bundesbahn auch für 
den Schienen-Personennahverkehr in Verdich- 
tungsräumen vorgesehenen Einschränkungs- 
maßnahmen mit schwerwiegenden gesell- 
schaftspolitischen und gesamtwirtschaftlichen 
Nachteilen verbunden sind, und daß den durch 
die Einschränkungsmaßnahmen bei der Deut- 
schen Bundesbahn erzielbaren Kostenminde- 
rungen weitaus höhere gesamtwirtschaftliche 
Verluste gegenüberstehen? 

Hat die Bundesregierung die erforderlichen 
Untersuchungen für das Projekt „Dollarthafen" 
in Emden inzwischen abgeschlossen, und zu 
welchen Ergebnissen haben sie hinsichtlich der 
technischen Ausführung wie auch der Wirt- 
schaftlichkeit geführt? 

Auf Grund welcher Rechtslage vertritt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß vor einer 
Entscheidung über die Verwirklichung des Pro- 
jekts „Dollarthafen" Verhandlungen mit dem 
Königreich der Niederlande notwendig sind, 
und hat die Bundesregierung entsprechende 
Verhandlungen eingeleitet? 
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47. Abgeordneter 
Dr* Jobst 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


50. Abgeoxidnieter 

Immer 

(SPD) 


51. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Hoffte 
(FDP) 


54. Abgeordneter 
Hoffte 
(FDP) 


Ist der Bundesregierung der Anlaß für die 
Reise des 1. Vorsitzenden der Deutschen Bun- 
desbahn, des 1. Vorsitzenden der Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands sowie der Mit- 
glieder des Vorstands der Deutschen Eisen- 
bahnversicherungskasse — der betrieblichen 
Sozialeinrichtung der Deutschen Bundesbahn 
— gemeinsam mit ihren Ehegattinnen nach 
Südafrika bekannt? 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
Anlaß und die Finanzierung dieser Reise klar- 
gestellt werden sollten, um eine weitere Un- 
ruhe unter den Eisenbahnern angesichts der 
verkündeten Sparmaßnahmen bei der Bahn 
einerseits und dieses Vorgangs andererseits 
zu verhindern? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Beleuchtung in den Zügen und 
Schienenbussen der Deuschen Bundesbahn, die 
insbesondere dem Berufsverkehr und der Schü- 
lerbeförderung dienen, derart unzureichend ist, 
daß Sehschäden nicht ausgeschlossen werden 
können? 


Wie viele Personen werden täglich in unzu- 
reichend beleuchteten Zügen und Schienen- 
bussen der Deutschen Bundesbahn befördert, 
und gibt es Pläne, diese Situation in Kürze zu 
verbessern? 


Welche Verkehrs- und wirtschaftspolitische Be- 
deutung mißt die Bundesregiefung dem Bau 
von Autobahnen ins Zonenrandgebiet, insbe- 
sondere der Maintalautobahn, bei, und wann 
wäre gegebenenfalls mit dem Bau zu rechnen? 


Welche Verstöße gegen das Vier-Mächte-Ab- 
kommen über Berlin und seihe Ausführungs- 
bestimmungen sowie welche anderweitigen 
Behinderungen, Verzögerungen und unterlas- 
senen Hilfeleistungen haben sich auf den Zu- 
gangswegen nach Berlin im Monat Novembfer 
1974 ereignet, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung auf Grund welcher Interventionen 
die zukünftige Entwicklung auf diesem Gebiet? 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, im Rahmen der OECD einer allge- 
meinen Geschwindigkeitsbegrenzung 110 km 
bis 130 km auf europäischen Autobahnen zu- 
zustimmen? 


Ist an eine Realisierung des OECD-Be Schlusses 
in der Bundesrepublik Deutschland auch dann 
gedacht, wenn die laufenden Großversuche zu 
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Höchst“ und Richtgeschwindigkeiten auf Auto- 
bahnen der Bundesrepublik Deutschland sta- 
tistisch und wissenschaftlich gesichert bewei- 
sen, daß andere als die von der OECD be- 
schlossenen Geschwindigkeitswerte zu einer 
optimalen Verbesserung der Verkehrssicher- 
heit beitragen? 

55. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Daten über die 
Tillmann Zweckmäßigkeit des Einsatzes von Sicherheits- 

(CDU/CSU) gurten in Kabrioletts vor bei Benutzung des 

Fahrzeugs sowohl mit geschlossenem als auch 
mit geöffnetem Dach, und besteht ein erhöhtes 
Risiko durch das Anlegen der Gurte beim 
Fahren mit geöffnetem Dach, auf welches in 
der gegenwärtigen Verkehrssicherheitskam- 
pagne hinzuweisen wäre? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Parkplätze für Bürger aus der Bundesrepublik 
Deutschland an den Transitstrecken in der 
DDR von Angehörigen des Ministeriums für 
Staatssicherheit der DDR kontrolliert werden, 
die Kraftfahrzeuge westlicher Typen mit west- 
lichen Kennzeichen benutzen, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegen diesen Kennzei- 
chenmißbrauch zu unternehmen? 

Trifft es zu, daß Omnibusse des Postreise- 
dienstes, die ausgesondert werden, von priva- 
ten Omnibusunternehmen aufgekauft und 
dann, nachdem sie mit einer neuen Lackierung 
versehen sind, von diesen im Auftrag der 
Deutschen Bundespost im Linienverkehr des 
Postreisedienstes weiter eingesetzt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

58. Abgeordneter Trifft es zu, daß beabsichtigt ist, im Bundes- 

Dr. Schneider ministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
(CDU/CSU) Städtebau die Abteilung Raumordnung aufzu- 

lösen? 

59. Abgeordneter Welche übergeordneten sachlichen Gründe sind 

Dr. Schneider dafür maßgebend, und nach welchen organisa- 
(CDU/CSU) torischen Grundsätzen sollen künftig die Auf- 

gaben der Raumordnung wahrgenommen wer- 
den? 

60. Abgeordneter Welche konkreten Ziele verfolgt nunmehr die 

Niegel Bundesregierung mit der Einführung der Aus- 

(CDU/CSU) gleichsbeträge in der von ihr vorgelegten No- 

velle zum Bundesbaugesetz unter Berücksich- 
tigung der Tatsachen, daß die ursprünglich ge- 
nannten Ziele wie u. a. Finanzierung städte- 
baulicher Maßnahmen und Niedrighalten der 


57. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 
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Baulandpreise (überwälzungsmöglichkeit) 
durch das Planspiel in Wuppertal und durch 
das Hearing nicht mehr aufrechterhalten wer- 
den können sowie unter Berücksichtigung des 
veränderten Grundstücksmarkts? 


61. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Um- 
stand, daß der Wegfall der Zinsverbilligung 
für Darlehen, die für öffentlich geförderte 
Wohnungen zur Verfügung gestellt wurden, 
zu Sozialmieten führt, die über den anrechen-: 
baren Miethöchstbeträgen nach dem Wohn- 
geldgesetz liegen und daß dadurch gerade die 
entsprechend den Vorstellungen des Gesetz- 
gebers richtig belegten Sozialwohnungen, de- 
ren Mieter ein Einkommen innerhalb der 
Höchstsätze nach den Förderungsbestimmun- 
gen haben, besonders hart betroffen sind? 


62. Abgeordneter Welche Vorschläge beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Evers regierung, dem Deutschen Bundestag zu unter- 

(CDU/CSU) breiten, um die hierdurch entstandenen und 
noch entstehenden Härten auszuschließen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


63. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Welchen Anteil am Exportvolumen der Bun- 
desrepublik Deutschland haben Aufträge aus 
Entwicklungsländern an die deutsche Industrie, 
die durch Kredite im Rahmen der Kapitalhilfe 
aus dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit finanziert werden? 


64. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Auf wessen Veranlassung und durch welche 
Vermittlungen sind die brasilianischen Ar- 
beitskräfte in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen, für deren Rückgliederung das Bun- 
desministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit nun ein Programm finanziert? 


65. Abgeordneter 
Collet 
(SPD) 


Wie wird das Unterhaltsgeld der DED-Ent- 
wicklungshelfer den Schwankungen der Kauf- 
kraft und den Wechselkursrelationen ange- 
paßt? 


66; .^»geordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Inwieweit trägt deutsche Entwicklungshilfe an 
Uganda nicht zur Stabilisierung eines unge- 
rechten Herrschaftssystems bei, oder wird die 
Militärdiktatur in Uganda von der Bundesre- 
gierung als gerechtes Herrschaftssystem ange- 
sehen? 
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Gesdiäitsbereidi des Bundesministersr des Innern 


67. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die häufig in der 
Presse beschriebenen Praktiken der „Krishna"- 
Sekte bekannt, und welche Maßnahmen wer- 
den gegen die — häufig am Rande der Legali- 
tät operierenden — „Mönche" getroffen? 


68. Abgeordnete 
Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Wie ist die Einstellung der Bundesregierung 
zu dem von der Sekte vertretenen Ideal des 
bedingungslosen Führergehorsams und der 
daraus resultierenden Abhängigkeit, vor allem 
aber in bezug auf minderjährige Kinder, und 
welche Möglichkeiten bestehen, widerrecht- 
lich festgehaltene Kinder diesem Einfluß zu 
entziehen? 


69. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Wie vielen Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst wurde seit dem Beschluß der Minister- 
präsidenten und des Bundeskanzlers vom 
28. Januar 1972 im Bund und in den Ländern 
die Einstellung verweigert, und wie viele An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes wurden vom 
Dienst suspendiert bzw. entlassen? 


70. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Wie viele davon wurden von den jeweiligen 
Dienstherren als „links-" bzw. „rechtsextre- 
mistisch" eingestuft? 


71. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in cjie Erstat- 
tung der Kosten an Aussiedler für die bei der 
Aussiedlung entstandenen Ausgaben auch die 
Übersetzungsgebühren für die Urkunden zum 
Personalausweis, zum Lastenausgleichsantrag 
und für andere zur Eingliederung notwendigen 
Dokumente aufzunehmen? 


72. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, der in der 
Frankfurter Rundschau vom 3. Dezember 1974, 
Seite 8, beschriebenen Gruppe jüdischer Emi- 
granten aus der Sowjetunion bei der Gewäh- 
rung von Aufenthaltserlaubnissen und den 
beschriebenen sozialen Schwierigkeiten groß- 
zügig zu helfen? 


73. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wann ist mit-dem Erlaß der in der Fragestunde 
vom 16. Februar 1973 (Frage 26) angekündig- 
ten Verordnung über Erschwerniszulage für 
Dienst in unterirdischen Einrichtungen zu rech- 
nen (vgl. auch Frage 21 in der Fragestunde 
vom 5. Dezember 1973)? 
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74. Abgeordneter 
Berger 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß seitens der Bundesregierung 
auf die Eingaben der Betroffenen erklärt wor-; 
den ist, die Einstufung der Triebwagenführer 
im Kraftwagenlährdienst 4er I>eütsdien Bum 
desbahn in die. Besoldungsgruppen A 4 und A 5 
entspreche „nicht mehr dem ; tatsächlichen 
Amtsinhalt" und sei „im Vergleich zu anderen 
Diensten nicht mehr gerechfertigt", und ist 
dies auch heute die Auffassung der Bundes- 
regierung? 

Welche Einstufung hält die Bundesregierung 
durch den tatsächlichen Amtsinhalt und im 
Vergleich zu anderen Diensten für gerecht- 
fertigt, und welche Folgerungen hat sie daraus 
gezogen oder beabsichtigt sie zu ziehen? 

Ist es zutreffend, daß umfassende Statistiken 
und Zahlenreihen über die durchschnittlichen 
Bruttoverdienste für den öffentlichen Dienst 
nicht vorliegen, sondern lediglich Indexwerte 
der Tariflöhne von Arbeitern und Angestell- 
ten bei den Gebietskörperschaften? 

Hat der Innenminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen ein Verfahren gegen den Präsiden- 
ten des Bundesamts für Verfassungsschutz, 
Günter Nollau, wegen des Verdachts bean- 
tragt, Nollau habe Quellenmaterial des Bun- 
desamts unbefugt an einen anderen Nachrich- 
tendienst außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland weitergeleitet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


78. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
zur Vorbereitung der Beratung des Strafvoll- 
zugsgesetzes im Bundesdurchschnitt die den 
Ländern entstehenden Kosten für die allge- 
meine und übliche medizinische Betreuung von 
Straf- und UiUersuchungsgefangenen pro Mann 
und Tag und — getrennt davon — die Zusatz- 
kosten für die Verhinderung der beabsichtigten 
Selbsttötung durch Hungerstreik auszuweisen 
und mitzuteilen? 


79. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung unter dem Eindruck 
des Absturzes eines Lufthansa-Jumbos in Nai- 
robi bereit, darauf hinzuwirken, daß ein ein- 
heitliches und ausreichend ausgestattetes Haf- 
tungssystem auf interoationaler Basis zugun- 
sten der betroffenen Flugzeugpassagiere ge- 
schaffen wird? 


80. Abgeordneter Wieviel unerledigte Entschädigungsstreitfälle 

Löffler sind noch beim Bundesgerichtshof anhängig, 

(SPD) und wieviel Zeit wird die Erledigung dieser 

Fälle in Anpruch nehmen? 
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81. Abgeordneter Wie gliedern sich diese unerledigten Streit- 

Löffler fälle nach dem Alter der Betroffenen auf? 

(SPD) 

82. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nur in 

Schlaga den seltensten Fällen Mietkautionen auf einem 

(SPD) Sonderkonto festgelegt und verzinst werden 

und daß statt dessen Kautionen meist als zu- 
sätzliche zinslose Finanzierungsquelle benutzt 
werden, über die der Vermieter nach Gutdün- 
ken verfügt, und welche Maßnahmen wird die 
Bundesregierung wann ergreifen, um den Mie- 
terschutz auszudehnen und allen Kautionszah- 
lern eine gerechte Verzinsung zu sichern? 

83. Abgeordneter Haben die auf Grund Von Fahndungsaktionen 

Dr. Penner nach Mitgliedern krimineller Vereinigungen, 

(SPD) c wie der Vereinigung Baader-Meinhof, einge- 
leiteten Ermittlungs- bzw. Strafverfahren be- 
reits zu Verurteilungen geführt und mit wel- 
chem Ergebnis? 

84. Abgeordneter Sind auch Unterstützer und Helfer derartiger 

Dr. Penner Gruppen von der Justiz zur Rechenschaft ge- 

(SPD) zogen worden? 

85. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 

Frau Dr. Riede unfallbedingten Schäden durch Ausfall der 

(Oeffingen) Hausfrau (und Mutter) im Einzelfall zu bezif- 

(CDU/CSU) fern sind? 

86. Abgeordnete Weiß die Bundesregierung, daß diese (durch 

Frau Dr. Riede Verkehrsunfall verursachten) Schäden — die 

(Oeffingen) einen Schadenersatzanspruch der betroffenen 

(CDU/CSU) Frau bzw. des Ehemannes und der Kinder zur 

Folge haben — überwiegend erst nach einer 
Laufzeit (Prozeßdauer) von drei bis acht Jah- 
ren reguliert werden und dann für die Betrof- 
fenen in aller Regel in einer so geringen 
Höhe, daß von einem Schadenersatz nicht mehr 
gesprochen werden kann, und welche gesetz- 
lichen Maßnahmen gedenkt sie gegebenenfalls 
einzuleiten? 

'87. Abgeordneter Würde es die Bundesregierung nach Fühlung- 
Dr. Schweitzer nähme mit den zuständigen Stellen der Länder 
(SPD) begrüßen, wenn gegebenenfalls eine Kommis- 

sion der Kirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland an Ort und Stelle die Haftbedin- 
gungen für Angehörige der kriminellen Baa- 
der-Meinhof-Vereinigung überprüft, damit auf 
diese Weise vor der inländischen und auslän- 
dischen Öffentlichkeit die tatsächlich vorherr- 
schenden Verhältnisse von einem im Vergleich 
zu gewissen Philosophen sicherlich mit einer 
unangefochtenen Autorität ausgestatteten Gre- 
mium zweifelsfrei klargestellt werden können? 
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88. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


90. Abgeordnete 
Frau Pack 


(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Auf welchen rechtlichen Grundlagen beruht 
die zwangsweise vorgenommene künstliche 
Ernährung von hungerstreikenden Untersu- 
chungs- und Strafgefangenen, und entsprechen 
diese Grundlagen den Vorschriften der Verfas- 
sung? 

Umfaßt die im Strafgesetzbuch normierte Hilfe- 
leistungspflicht auch die Pflicht des Staates, 
den Selbstmord eines Untersuchungs- oder 
Strafgefangenen durch Hungerstreik mit allen 
Mitteln zu verhindern, und wo ist gegebenen- 
falls die Zumutbarkeitsgrenze zu ziehen? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
Besuch des Herrn Jean-Paul Sartre am 4. De- 
zember 1974 bei dem Häftling Andreas Baader 
in der Strafanstalt in Stuttgart und seinen an- 
schließenden Äußerungen? 

In welcher Höhe und in welchem Haushalts- 
titel sind Mittel u. a. für den französischen 
Personenwagen und die Reise zu zweit nach 
Ibiza vorgesehen, sowie für die anderen Prei- 
se, die der Bundesjustizminister unter Aus- 
schluß des Rechtswegs im nächsten Jahr an die 
Gewinner eines Preisausschreibens verlosen 
will? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


92. Abgeordneter 
Mancher 
(CDU/CSU) 


9.3. Abgeordneter 
Mancher 


(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 

Wolf 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
negativen Entscheidungsergebnisse der An- 
träge gemäß § 48 des Bundesversorgungsge- 
setzes (Witwenbeihilfe für Ehefrauen deren 
Ehemänner 50% bzw. 60% beschädigt waren) 
eine gesetzliche Änderung zum Siebenten An- 
passungsgesetz vorzuschlagen? 

Ist die Bundesregierung bereit, wenn sie eine 
gesetzliche Änderung nicht vornehmen will, 
wenigstens die hierzu erlassenen Verordnun- 
gen so zu ändern, daß ein erheblich größerer 
Teil in den Genuß einer Witwenbeihilfe 
kommt? 

Welche sachliche und zeitliche Konzeption hat 
die Bundesregierung für die dringend notwen- 
dige Neuordnung der studentischen Kranken- 
versicherung? 

Ist der Bundesregierung die Mitteilung der 
Bundesanstalt für Arbeit bekannt, wonach ein 
arbeitsloser Arbeitnehmer im Durchschnitt vier 
Wochen auf die Auszahlung des ersten Ar- 
beitslosengeldes warten muß? 
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96. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


97. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


98. Abgeordnete 
Frau Funche 
(FDP) 


99. Abgeordnete 
Frau Funcke 
(FDP) 


Geschäftsbereich 


100. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


101. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


102. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine regel- 
mäßige, amtliche Statistik der Einkommens- 
und Vermögensverteilung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu schaffen, aus der nicht nur 
die funktionelle Verteilung zwischen Einkom- 
men aus unselbständiger Arbeit und Einkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, 
sondern u. a. eine differenzierte personelle 
Einkommens- und Vermögensverteilung her- 
vorgeht und das Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen nicht nur wie bisher 
als Restgröße mit allen Fehlerquellen ermittelt 
wird? 

Verfügt die Bundesregierung über zuverlässi- 
ge amtliche oder wissenschaftliche Statistiken, 
aus denen differenziert hervorgeht, wie sich 
das private Eigentum an Grund und Boden in 
der Bundesrepublik Deutschland quotenmäßig 
auf die Bevölkerung verteilt? 

Trifft es zu, daß bei der Rentenberechnung die 
Ausbildungszeiten für einen männlichen Fach- 
schulabsolventen mit einer persönlichen Be- 
messungsgrundlage von 145,4Vo, für einen 
weiblichen Fachschulabolventen gleicher Aus- 
bildung aber nur mit 106,6V<) angesetzt wer- 
den? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um diese unbegründete Benachteiligung 
der Frauen bei gleichen Berufsvoraussetzun- 
gen im Sinne des Artikels 3 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes aufzuheben? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Warum werden, wenn nicht oder noch nicht 
anerkannte Kriegsdienstverweigerer durch 
Nichtannahme von Waffen oder Uniform den 
Gehorsam verweigern und standhaft ihre 
Überzeugung vertreten, diese nicht als ernst* 
liehe Gefahr für die militärische Ordnung oder 
die Sicherheit der Truppe nach § 29 Abs. 1 
Nr. 5 des Wehrpflichtgesetzes entlassen, da sie 
sich doch nicht integrieren lassen? 

Teilt die Bundesregierung eine Interpretation 
des § 6 des Bundespersonalvertretungsgeset- 
zes, wonach im Bereich des Bundesverteidi- 
gungsministers immer mehr große Personal- 
ratsbezirke in verschiedene kleine geteilt wer- 
den? 

Falls ja, wie begründet die Bundesregierung 
diese Maßnahme, die sich allein auf den Per- 
sonalvertretungsbereich, nicht auf den zustän- 
digen Kommandobereich erstreckt? 


16 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2927 


Geschäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


103. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 5. Dezember 1974 zu, SED- 
Chef Honecker habe dem Leiter der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in 
Ost-Berlin gegenüber die Rücknahme des 
Zwangsumtausches für Rentner davon abhän- 
gig gemacht, daß Ost-Berlin der erhöhte Swing 
im Interzonenhandel auch über 1975 hinaus 
eingeräumt werde, und wie hat — bejahenden- 
falls — der Leiter der Ständigen Vertretung 
auf ein solches Ansinnen reagiert? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
erst nach der völligen Reduzierung der Ver- 
doppelung des Zwangsumtauschs und der Ein- 
beziehung der Rentner in diese Maßnahme 
von seiten der Bundesrepublik Deutschland 
über neuerliche wirtschaftliche und finanzielle 
Hilfsmaßnahmen zugunsten der DDR verhan- 
delt werden kann? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der 1. Se- 
kretär der SED, Herr Honecker, bei seinem 
Gespräch mit Staatssekretär Gaus in der ver- 
gangenen Woche die Aufhebung des Zwangs- 
umtauschs für Rentner bei Besuchen in der 
DDR von der Zusage der Bundesregierung 
abhängig gemacht hat, den Überziehungskredit 
im innerdeutschen Handel (Swing) zu ver- 
längern, und wird die Bundesregierung beja- 
hendenfalls ihren bisher vertretenen Stand- 
punkt aufrechterhalten, daß sie die Rücknah- 
me der vertragswidrigen Erhöhung bzw. Ein- 
führung des Zwangsumtausches durch die 
DDR-Regierung nicht zum Gegenstand von 
Kompensationsgeschäften machen werde? 

Treffen Informationen zu, wonach die vom 
Presse- und Informationsamt der Bundesre- 
gierung herausgegebene Jugend-Zeitschrift 
„Dings-Bums" in der Auflagenhöhe von 
500 000 Stück zu einem Kostenbetrag von ins- 
gesam 115 000 DM hergestellt wurde und we- 
gen der zahlreichen Anforderungen nachge- 
dnickt werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


107. Abgeordneter Welche bilateral und multilateral abgestimm- 

Opitz ten Maßnahmen hat die Bundesregierung er- 

(FDP) griffen, um das Los der Flüchtlinge beider 

Volksgruppen von Zypern zu erleichtern? 
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108. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung weitere Möglidi- 

Opitz keiten, um das Schicksal der Betroffenen in 

(röp) Anbetracht des bevorstehenden Winters 

schnell zu verbessern? 

109. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Hupka sache, daß noch in keinem anderen Jahr die 

(CDU/CSU) Zahl der Aussiedler aus der Tschechoslowakei 

so niedrig war wie 1974, und sieht sie darin 
nicht einen Widerpruch zu dem zwischen den 
beiden Außenministern geführten Briefwech- 
sels zum Prager Vertrag? 

110. Abgeordneter Welche Weisungen hat das Auswärtige Amt 

Dr. Czaja den deutschen Auslandsvertretungen gegeben, 

(CDU/CSU) um im Sinne der Feststellungen des Bundes- 

außenministers im Bulletin vom 24. August 
1974, Seite 1006, „bei allen Gelegenheiten", 
insbesondere auch im protokollarischen Ver- 
kehr, deutlich zu machen, „daß unser Ver- 
hältnis zur DDR ein besonderes ist, einen an- 
deren Charakter hat als unsere Beziehungen 
mit anderen Ländern"? 

111. Abgeordneter Löst sich die Volksrepublik Polen mit der Er- 

Dr. Czaja klärung des Außenministers Olszowski, „es 

(CDU/CSU) handele sich bei der Umsiedlungsfrage nicht 

um eine ReAtsfrage" von den Vertragsgrund- 
lagen des Warschauer Vertrags, und wird die 
Bundesregierung daraus die Konsequenzen 
ziehen, die der Vertreter des Auswärtigen 
Amts im Auswärtigen Ausschuß bei der Aus- 
sprache über die Vertragsgesetze für den Fall 
einer Verletzung der Vertragsgrundlagen in 
Aussicht stellte? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung weiterhin bemüht, im 
Interesse des Schicksals der zypriotischen 
Flüchtlinge alle Möglichkeiten auszuschöpfen, 
um die bedrängte Lage der Menschen zu ver- 
bessern? 


2. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung die Gebühren, 
die auf Grund des Auslandsgebührengesetzes 
aus dem Jahr 1936 erhoben werden und die 
wegen des inzwischen erheblich gestiegenen 
Verwaltungsaufwands nicht mehr angemessen 
sind, in gebotenem Maße erhöhen bzw. Vor- 
aussetzungen für Erhöhungen schaffen? 


3. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Vorgänge bekannt, 
daß zur Zeit in Portugal ausländisches Eigen- 
tum, im besonderen aber Eigentum deutscher 
Bürger und Unternehmer, durch Hetzkampag- 
nen, Verunglimpfungen und Drohungen radi- 
kaler Kräfte in Gefahr ist? 


4. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Wäre die Bundesregierung bereit, von neuen 
wirtschaftlichen und finanziellen Hilfsmaßnah- 
men und Unterstützungen für Portugal abzu- 
sehen, wenn nicht der Schutz deutschen Eigen- 
tums gewährleistet ist? 


5. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, denen zufolge der DDR-Minister- 
präsident Sindermann anläßlich seiner Nah- 
ost-Reise Waffenlieferungen an Syrien und an- 
dere arabische Staaten zugesagt hat? 


6. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
ihrer nationalen, demokratischen und morali- 
schen Vertretungspflicht für die deutsche Na- 
tion, einer solchen Politik entschieden entge- 
genzuwirken? 


7. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(Mündien) 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die Volksrepublik Rumänien 
neuerdings ein Gesetz erlassen hat, wonach 
Eigentum von Aussiedlern entschädigungslos 
enteignet wird, und was hat die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls gegen diese, insbeson- 
dere deutsche Spätaussiedler betreffende, Maß- 
nahme unternommen? 
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8. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung die Äußerungen 
des Pressereferenten der deutschen Vertretung 
bei den Europäischen Gemeinschaften, die im 
„Spiegel" vom 25. November 1974 zu lesen 
sind, nach Form und Inhalt, oder erblickt sie 
zumindest in einem Teil der Äußerungen 
schwere Pflichtverletzungen eines öffentlichen 
Bediensteten? 


9. Abgeordneter Weiche dienstaufsichtsrechtlichen Konsequen- 
Gerladi zen wurden gezogen oder sind beabsichtigt? 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den ersten 
Biechele Erfahrungsbericht des Arbeitskreises für Um- 

(CDU/CSU) weltschutz Konstanz 1974 über Trennung und 
Verwertung von Papier und Glas aus Haus- 
müll im Raum Konstanz, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, die Erfah- 
rungen dieses Modellversuchs mit richtungs- 
weisendem Charakter für das gesamte Bundes- 
gebiet und vor allem auch für die Bereiche der 
Bundesverwaltung im Sinne der Forderungen 
des Arbeitskreises nutzbar zu machen? 


11. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


Kann durch Ausdehnung der Wochenproduk- 
tion eines emittierenden Betriebs auf bisher 
produktionsfreie Tage, um trotz gleichbleiben- 
der Wochenmenge die täglichen oder stünd- 
lichen Emissionswerte durch Streckung den be- 
hördlichen Auflagen anzupassen, der Umwelt- 
schutz umgangen werden, und wenn ja, was 
beabsichtigt die Bundesregierung dagegen zu 
tun? 


12. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dem Schutz der 
Umwelt den Vorrang einräumen, wo immer 
ernste Konflikte zwischen der Energieerzeu- 
gung und der Umweltqualität entstehen, und 
wenn ja, welche Kriterien wird sie zu Grunde 
legen? 


Geschäftsbereich des Bundesmihisters der Justiz 


13. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Welche Rechtsfolgen ergeben sich für die Un- 
terhaltspflichtigen von unehelichen Kindern 
und von Kindern aus geschiedenen Ehen durch 
die generelle Zahlung eines Kindergelds am 
1. Januar 1975 im Hinblick auf die Höhen der 
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bisher gezahlten Unterhaltsleistungen, und bis 
wann kann damit gerechnet werden, daß die 
gegenwärtig bestehende Rechtsunsicherheit 
durch entsprechende Verordnungen geregelt 
wird, und welchen materiellen Inhalt wird eine 
derartige Regelung haben? 

14. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Besuch 

Nordlohne des französischen Schriftstellers Sartre bei dem 

(CDU/CSU) Untersuchungshäftling Andreas Baader, die 

von ihm auf Grund dieses Besuches gemachten 
Äußerungen sowie seinen Aufruf zur Grün- 
dung eines Kommitees zur Rettung der Baa- 
der-Meinhof-Häftlinge? 

15. Abgeordneter Wird die Bundesregierung eine gesetzliche Re- 

Dr. Wittmann gelung vorschlagen, wonach ein Vollstrek- 

(München) kungsschutz für Flüchtlinge aus der „DDR'’ 

(CDU/CSU) auch dann gegeben ist, wenn Verbindlichkei- 

ten nach der Flucht, z. B. aus der „Verwal- 
tung" zurückgelassenen Vermögens, entstan- 
den sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16. Abgeordneter Warum läßt die Bundesregierung beim grenz- 
Dr. Stavenhagen überschreitenden Güterfernverkehr bei Last- 
(CDU/CSU) kraftwagen nur einen Tankinhalt von 50 Litern 

Dieselöl zollfrei zu, während die entsprechen- 
de Menge bei anderen EG-Ländern 100 Liter 
beträgt, und ist mit einer Angleichung an die 
Vorschriften der übrigen EG-Länder in abseh- 
barer Zeit zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


17. Abgeordneter Wieviel und welche bundesrepublikanischen 

Hansen Unternehmen haben in den Jahren 1973 und 

(SPD) 1974 ihre Produktion ganz oder teilweise ins 

Ausland verlegt und in welche Länder? 

18. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Zu- 

Hansen nähme des Erwerbs von Industriebeteiligungen 

(SPD) durch Ausländer? 

19. Abgeordneter Wie setzt sich der Warenkorb, der für die 

Niegel Bundesrepublik Deutschland zur Berechnung 

(CDU/CSU) der Lebenshaltungskosten heraiigezogen wird, 

zusammen, und in welcher Form weicht er von 
vergleichbaren Ländern des Auslands ab? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Hat die Bundesregierung mit der Kommission 
Eigen der EG wegen der Fischereiprobleme mit Is- 

(CDU/CSU) land und Norwegen verhandelt, zu welchem 

Zeitpunkt und mit welchem Ergebnis? 


21. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen ist derzeit die Einfuhr 
von Schweinefleisch aus der Volksrepublik 
China in die Bundesrepublik Deutschland nicht 
gestattet, und trifft es zu, daß über andere 
EWG-Länder (z. B. Italien und Frankreich) 
Schweinefleisch aus China in die Bundesrepu- 
blik Deutschland eingeführt wird? 


22. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den 
Wunsch der Volksrepublik China, hochwerti- 
ges und gleichzeitig preisgünstiges Schweine- 
fleisch in die Bundesrepublik Deutschland zu 
exportieren, und kann damit gerechnet wer- 
den, daß insbesondere hinsichtlich der vete- 
rinärmedizinischen Anforderungen an diesem 
Import mit einer beide Seiten zufriedenstellen- 
den Regelung gerechnet werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordneter Wieviel Prozent der Kinder im Alter bis zu 
Rollmann vier Jahren nehmen an den gesetzlichen Vor- 

(CDU/CSU) Sorgeuntersuchungen teil? 


24. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Rollmann rung, die Teilnahme an diesen Vorsorgeunter- 

(CDU/CSU) suchungen zu erhöhen? 


25. Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Angaben darüber, 
wie viele der sogenannten „Umschüler", die 
wegen Krankheit einen anderen Beruf erler- 
nen müssen, nach bestandener Prüfung in 
ihrem neuen Beruf keine Anstellung finden, 
und wenn ja, wieviel Prozent der „Umschüler" 
finden keine Anstellung in ihrem neuen Be- 
ruf? 


26. Abgeordneter Plant die Bundesregierung geeignete Maßnah- 
Vogt men und gegebenenfalls welche, um die Ar- 

(CDU/CSU) beitslosigkeit, die diesen „Umschülern" droht, 

zu verhindern? 
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27. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Äußerungen des 
Geschäftsstellenleiters Paul Nuß von der Ge- 
werkschaft Textil/Bekleidung, veröffentlicht in 
der Zeitung „Der neue Tag", Weiden, vom 
2. Oktober 1974, wonach die Verbesserungen 
im Tarifvertrag zur Arbeitsplatz- und Ver- 
diehstsicherung für ältere Arbeitnehmer nur 
gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmern 
zugute kommen? 


28 Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wieviel Fälle der Beschränkung von tariflichen 
Sonderleistungen auf gewerkschaftlich organi- 
sierte Arbeitnehmer sind der Bundesregierung 
bekannt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


29. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise kann bei der Bundeswehr 
Parkplatzbau und Turnhallenausbau mit Mit- 
teln aus dem Konjunkturförderungsprogramm 
gefördert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


TO. Abgeordneter Trifft es zu, daß homöopathische Zubereitun- 

Spitzmüller gen von Arzneimitteln, die in allopathischen 

(FDP) Konzentrationen bisher unter das Betäubungs- 

mittelgesetz fielen, neuerdings auch dann wie 
Betäubungsmittel behandelt werden, wenn der 
Arzneimittelgehalt kleiner als die pharmakolo- 
gisch wirksame Dosis ist? 


31. Abgeordneter 
Spitzmüller 
(FDP) 


Trifft es zu, daß bestimmte homöopathische 
Zubereitungen von Pflanzen wie z. B. Hanf 
nicht mehr hergestellt werden dürfen, und 
welchen gesundheitspolitisch relevanten Sinn 
sollen solche Maßnahmen haben? 


32. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung daraus zu ziehen, daß die Zahl der 
schweren Impfschäden bei der Pockenschutz- 
impfung inzwischen größer ist als die Zahl der 
Pockenerkrankungen, mit denen zu rechnen 
wäre, wenn die Impfpflicht gegen Pocken völ- 
lig aufgehoben wäre? 
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33. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dem Vorschlag des 
Bundesgesundheitsrates folgen und die Impf- 
pflicht zur Erstimpfung, insbesondere auch im 
Hinblidc darauf aufheben, daß die WHO für 
die nädisten Jahre ein großes Programm zur 
weltweiten Ausrottung der Pocken entwickelt 
hat? 

Hat die Bundesregierung — bezugnehmend auf 
meine schriftliche Anfrage Nr. 40 und 41 vom 
18./19. September 1974 — zwischenzeitlich ge- 
prüft, ob die neue Kiridergeldregelung für die 
deutschen Grenzgänger in die Schweiz zu einer 
Verschlechterung ihrer Situation führen wird 
und falls ja, welche Änderung schlägt die Bun- 
desregierung vor, oder wann ist mit einer end- 
gültigen Stellungnahme zu rechnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Un- 
ruhe bei den Grenzgängern im Blick auf das 
Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar 1975 
wächst und eine umgehende Klärung dieser 
Frage von der Bundesregierung erwartet wird? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie 
bei den bisherigen Verhandlungen in Brüssel 
den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
29. Juni 1966 vollinhaltlich berücksichtigt hat, 
in dem sie ersucht wurde, einer 2. Richtlinie 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für Arzneispezialitäten nur dann 
zuzustimmen, wenn sichergestellt ist, daß die 
Genehmigung zum Inverkehrbringen von Arz- 
neimitteln gegenseitig automatisch anerkannt 
wird? 

Gedenkt die Bundesregierung, diesem Beschluß 
auch künftig vollinhaltlich Rechnung zu tragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


38. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Schweiz Versuche angestellt werden, Aqua- 
planing zu verhindern, indem in die Straßen- 
decke Rillen gefräst werden, durch die das 
Wasser abfließt, und wie beurteilt sie das 
Ergebnis dieser Versuche? 


39. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Städte in Nordrhein-Westfalen haben 
bis jetzt konkrete und realisierbare Pläne zum 
Stadtbahnbau vorgelegt? 
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40. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Breidbach 

(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 
Breidbach 
(CDU/CSU) 

43. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Braun 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Finanzmittel des 
Bundes entsprechend der zeitlichen Reihen- 
folge der eingereichten Pläne zur Verfügung 
stellen und wenn nicht, nach welchen anderen 
Gesichtspunkten? 

Seit wann sind der Bundesregierung Pläne 
über den Stadtbahnbau in Duisburg bekannt? 


Hält die Bundesregierung diese Pläne für rea- 
lisierbar? 


Welche Pläne bestehen hinsichtlich der weite- 
ren Zukunft der Bundesbahnstrecke Stockhau- 
sen/Lahn — Beilstein/Dillkreis, um in diesem 
Gebiet auch für die Zukunft eine entsprechen- 
de Verkehrsbedienung zu erreichen? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob die Entscheidung über die Schließung 
des Bundesbahnausbesserungswerks Braun- 
schweig bereits getroffen worden ist, und wenn 
ja, warum es nicht möglich war, andere Repa- 
raturkapazitäten nach Braunschweig (Zonen- 
randgebiet) zu verlegen, um zu verhindern, 
daß hier auf die Dauer gesehen 600 Arbeits- 
plätze verlorengehen? 

Welche Eisenbahnstrecken hat die Deutsche 
Bundesbahn in Oberfranken seit 28. September 
1969 stillgelegt, und welche beabsichtigt sie 
zukünftig noch stillzulegen? 

Trifft es zu, daß in der neuen Stadt Wermels- 
kirchen der Zusammenschluß mit Dabringhau- 
sen zu einem einheitlichen Ortsnetz technisch 
sofort möglich wäre, daß dieser Zusammen- 
schluß aber nicht erfolgt, um Gebührenaus- 
fälle zu vermeiden? 

In welchem Zeitraum wird die Deutsche Bun- 
despost die auf Grund der kommunalen Neu- 
gliederung erfolgte Bildung von neuen Städten 
und Gemeinden auch im Telefonbereich zu 
einem Ortsnetz zusammenschließen, damit 
Ferngespräche innerhalb einer Stadt vermie- 
den werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


48. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung gegenüber dem 
Deutschen Bundestag mit absoluter Sicherheit 
erklären, daß von den Bundesministerien oder 
von Zuwendungsempfängern der einzelnen 
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Bundesministerien keine Studien und Gutach- 
ten und Forschungsaufträge allgemeiner Art 
an Mitglieder oder Sympatisanten der Baader- 
Meinhof-Bande vergeben worden sind? 


49. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt insbesondere die Bundesregie- 
rung die Vergabe von Studien und Gutachten 
durch das Bundesforschungsministerium und 
von Zuwendungsempfängern des Bundesfor- 
schungsministeriums, und besteht in diesem 
Zusammenhang die Möglichkeit, daß Mitglie- 
der des Heidelberger Patienten-Kollektivs an 
mit öffentlichen Mitteln finanzierten Studien 
und Gutachten beteiligt waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


50. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil der Ausgaben für die 
berufliche und für die akademische Bildung 
im Bildungsbudget von Bund und Ländern in 
den Jahren 1970 bis 1974 einerseits, und wie 
hoch ist der geschätzte Anteil dieser Ausgaben 
voraussichtlich in den Jahren 1975 bis 1978 
nach dem Stand der gegenwärtigen Planung? 


51. Abgeofdineter 

Reddemann 


(CDÜ/CSU) 


Mit welchen Mitteln haben sich das Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft und 
gegebenenfalls andere aus Steuermitteln finan- 
zierte Institutionen an der Gesamtausgabe und 
an der Kurzfassung des Kommissionsberichts 
„Demokratisierung und Mitwirkung in Schule 
und Hochschule" beteiligt? 


52. Abgeordneter 
Reddemann 


(CDU/CSU) 


Gegen welche Passagen und Empfehlungen 
des Kommissionsberichts hat der Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft ernste Be- 
denken? 


53. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und 
in der Lage, den Bau und die Einrichtung von 
Berufsbildungszentren in ländlichen Problem- 
gebieten zu fördern? 


54. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Unter welchen Voraussetzungen bzw. Bedin- 
gungen ist die Bundesregierung bereit und in 
der Lage, den Bau und die Einrichtung des in 
der Planung befindlichen Berufsbildungszen- 
trums Betzdorf/Kirchen (Sieg) im Land Rhein- 
land-Pfalz finanziell zu fördern, damit das Be- 
rufsbildungsdefizit dieses Raumes schneller 
beseitigt werden kann? 


Bonn, den 6. Dezember 1974 



